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Heimbewohner*innen in der COVID-19-

Krise: Rigide Beschränkungen und  
Entmündigung 
 
 
 

Während der COVID-19-Pandemie wurden gesetzlich normierte Be-

wegungsbeschränkungen und Betretungsverbote eingeführt. Beson-

ders betroffen sind institutionalisiert lebende Menschen mit Behin-

derungen und alte Menschen. 
 
 
 
Die Coronakrise hat – nicht nur in Öster-
reich, sondern global – eine Thematik in 
den Fokus gerückt, die oberflächlich 
betrachtet, zumindest in demokratischen 
Regierungsformen, abgesichert und ge-
schützt erschien: die grundrechtlich ge-
schützte Bewegungsfreiheit der Bürger*-
innen. Ein hohes Gut, und nur den wenig-
sten Menschen dürfte zu Beginn der Co-
ronakrise bewusst gewesen sein, dass 
dieses Recht nicht selbstverständlich ist 
und dass es einem auch genommen wer-
den kann. Damit erlangen die in der ös-
terreichischen Verfassung verankerten 
und von der Mehrheit der Bevölkerung 
als völlig selbstverständlich verstande-
nen Menschenrechte plötzlich (wieder) 
zentrale Bedeutung. Gesetzlich normier-
te Bewegungsbeschränkungen und Be-
tretungsverbote begleiten uns seit Be-
ginn der Pandemie und schränken uns 
alle in unserem Recht auf persönliche 
Freiheit ein. Grundsätzlich sollte man da-
von ausgehen können, dass von diesen 
Beschränkungen alle Bürger*innen im 
gleichen Maße betroffen sind. 

Die letzten Monate haben jedoch au-
genscheinlich demonstriert, dass die In-
tensität der Eingriffe in das Recht auf 
persönliche Freiheit davon abhängig zu 
sein scheint, wie alt man ist, wie beein-
trächtigt man ist und wo man lebt. Wäh-
rend in der zivilen Bevölkerung zuneh-
mend Widerstand bzgl. Reisebeschrän-
kungen, Sperrstunden, Maskenpflicht 
usw. aufkeimt, scheint doch die breite 
Mehrheit der Bevölkerung und der Politik 

der Meinung zu sein, dass die Beschrän-
kungen bestimmter (anderer) Personen-
gruppen durchaus gut, sinnvoll und not-
wendig ist. Dies gilt vor allem für institu-
tionalisiert lebende Menschen mit Behin-
derungen und alte Menschen, die in ih-
ren Freiheitsrechten besonders (über die 
gesetzlich normierten Tatbestände hin-
aus) eingeschränkt werden und wurden. 
Ein Thema, das für Menschen in Einrich-
tungen der stationären Pflege und Be-
treuung seit 2005 durch das Heimauf-
enthaltsgesetz geregelt ist und Men-
schen außerhalb des speziellen profes-
sionellen Umfeldes in der breiten Bevöl-
kerung kaum zur Kenntnis gelangt.  
 
 
Menschen in Pflege- und Betreuungs-
einrichtungen sind benachteiligt 
 
Mit 15. März 2020 erließ die Regierung 
mit der Verordnung gem. § 2 Z 1 des 
COVID-19-Maßnahmengesetzes ein Be-
tretungsverbot für öffentliche Orte. Die 
daraus abgeleiteten Interpretationen und 
Maßnahmen sorgen bis heute für Dis-
kussionen und rechtliche Schlussfolge-
rungen. Für Menschen in Pflege- und 
Betreuungseinrichtungen führte diese 
Verordnung zusammen mit den öffentli-
chen Appellen, soziale Kontakte so weit 
als möglich zu vermeiden, und der Tat-
sache der besonderen Vulnerabilität die-
ser Menschen zu einer rechtlichen und 
strukturellen Diskriminierung. 

„Auch institutionell be-

treute Menschen haben 

das gleiche Recht auf 

persönliche Freiheit wie 

alle anderen Bür-

ger*innen.“ 
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Beeindruckt durch die erschrecken-
den Berichte vor allem aus Italien wur-
den österreichweit Betretungs- und Be-
suchsverbote für stationäre Einrichtun-
gen erlassen, deren rechtliche Grundla-
gen (mit wenigen Ausnahmen) bis heute 
sehr vage sind. Insbesondere wurde in 
den ersten sechs Wochen des Lock-
downs von den Pflege- und Betreuungs-
einrichtungen kaum berücksichtigt, dass 
ein Verlassen der Einrichtung gem. § 2 
Z 5 durchaus nicht verboten war. Dass 
die Mitarbeiter*innen der Einrichtungen 
in dieser ersten Zeit die Bewohner*innen 
nicht ermunterten, die Einrichtungen zu 
verlassen bzw. zu überzeugen versuch-
ten, dies zu unterlassen, war nachvoll-
ziehbar, wenngleich ein generelles Ver-
hindern die Einrichtung zu verlassen 
durch die Verordnung nicht gedeckt war. 
Als Rechtsgrundlage für eine solche Be-
schränkung der persönlichen Freiheit 
kam und kommt nur das HeimAufG oder 
Epidemiegesetz in Frage. 

Als nach Inkrafttreten der COVID-19-
Lockerungsverordnung mit 1. Mai 2020 
die Isolierungsmaßnahmen der Pflege- 
und Betreuungseinrichtungen fortgeführt 
wurden, bedeutete dies eine eklatante 
Benachteiligung von institutionalisiert 
lebenden Menschen gegenüber der ge-
samten österreichischen Bevölkerung. 
Bereits zu diesem Zeitpunkt war klar, 
dass die Isolation gerade auch bei alten 
Menschen und Menschen mit Behinde-
rung zu erheblichen Gesundheitsprob-
lemen führt. Dies führte österreichweit 
vermehrt zu Beschwerden von Bewoh-
ner*innen und Angehörigen. 
 
 
Die Situation in Salzburg 
 
Auch in Salzburg kam es zu zahlreichen 
Beschwerden über rigide Besuchsrege-
lungen, Ausgangsverbote und Androhun-
gen von bis zu 14 Tagen Isolierung nach 
Verlassen des Heimes. So wurden z.B. 
Spaziergänge außerhalb des Einrich-
tungsareals untersagt oder Kontakte zu 
Familienmitgliedern oder die Teilnahme 
an Familienfeiern nicht erlaubt. Als be-
sonders problematisch zu werten ist der 

Einsatz eines Sicherheitsdienstes durch 
die städtischen Heime in Salzburg. Zu-
mindest in einem Fall wurde das Zurück-
halten bzw. Zurückbringen eines Bewoh-
ners durch einen Mitarbeiter des Sicher-
heitsdienstes nachgewiesen. Trotz ge-
genteiliger Erklärungen der Heime wur-
den der Bewohnervertretung immer wie-
der Hinweise zugetragen, dass Bewoh-
ner*innen das Verlassen der Einrichtun-
gen erheblich erschwert bzw. gänzlich 
verunmöglicht wurde. 

Ebenso problematisch wurden die 
Haltung und die Kommunikation in und 
mit den Einrichtungen wahrgenommen. 
So wurde kaum zwischen gesetzlichen 
Grundlagen, Regeln und Empfehlungen 
unterschieden. Ein Widerspruch gegen 
das politisch aufgeladene Narrativ der 
bedingungslosen und erfolgreichen Be-
schützung der Bewohner*innen wurde 
von den Verantwortlichen in den Einrich-
tungen, in Politik und Verwaltung tenden-
ziell als Querulanz eingeordnet. Die da-
mit einhergehende Entmündigung von 
Bewohner*innen und Angehörigen in 
Hinblick auf die selbstbestimmte Einhal-
tung von gesetzlichen Bestimmungen, 
Empfehlungen und Regeln rückte die 
Heime wieder in Richtung totaler Institu-
tionen. 

Fast gänzlich ignoriert wurde die Tat-
sache, dass ein Einbringen des Virus von 
außen nicht nur durch Besucher*innen 
oder Bewohner*innen erfolgen kann, 
sondern weitaus wahrscheinlicher durch 
das Personal erfolgt, das so wie die ge-
samte Bevölkerung seit 1. Mai keinen 
besonderen Beschränkungen der Bewe-
gungsfreiheit und der sozialen Kontakte 
unterworfen war. 

 
VertretungsNetz weist darauf hin, dass 
für Bewohner*innen von Pflegeeinrich-
tungen, Behinderteneinrichtungen und 
Kinder- und Jugendeinrichtungen die 
gleichen gesetzlichen Vorschriften gelten 
wie für alle anderen Menschen in Öster-
reich. Auch institutionell betreute Men-
schen haben das gleiche Recht auf per-
sönliche Freiheit wie alle anderen Bür-
ger*innen. Eingriffe in dieses Recht müs-
sen gesetzlich legitimiert sein. Ein undif-
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ferenzierter und restriktiver Umgang mit 
Besuchen führt zu sozialer Isolation und 
kann zu Verschlechterungen des allge-
meinen Gesundheitszustandes, zum Bei-
spiel bei Demenzkranken, führen. Dies 
ist auch in Hinblick auf zukünftige Maß-

nahmen bei wieder steigenden Infekti-
onszahlen zu berücksichtigen.  
 

Erich Wahl 

 

 

 
 
 

Kontakt: 
VertretungsNetz – Bewohnervertretung, Rainerstraße 2/4. Stock, 5020 Salzburg.  
Tel.: +43 (0)662/843764, Mail: erich.wahl@vertretungsnetz.at,  
Web: www.vertretungsnetz.at  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kinder und Jugendliche leiden unter den 
Corona-Maßnahmen 
 
 
 

Wir alle bekommen die Auswirkungen jener Maßnahmen zu spüren, 

die der Eindämmung der COVID-19-Pandemie dienen sollen. Und 

doch treffen diese eine Gruppe ganz besonders, die auch unabhän-

gig von Corona oft viel zu wenig Gehör bekommt: Kinder und Jugend-

liche. 
 
 
 
Nicht nur während des Lockdowns war 
das Team der Kinder- und Jugendanwalt-
schaft (kija) Salzburg täglich mit dem 
Thema Corona konfrontiert. So erreichen 
uns dieser Tage Berichte von Kindern, 
die in der Schule als „Verdachtsfälle“ 
stundenlang von ihren Mitschüler*innen 
abgesondert und alleine auf einen Test 
warten mussten, oder es melden sich 
Jugendliche bei uns, die mit dem stei-
genden Druck zuhause nicht mehr zu-
rande kommen. Auch viele Eltern oder 
(Kindergarten)Pädagog*innen wenden 
sich an uns in Sorge um die Kinder, die 

an den psychischen Belastungen leiden. 
Das wachsende Gefühl der Verängsti-
gung und Verunsicherung unter jungen 
Menschen spiegelt sich auch bei den 
Anmeldungen zu unseren neuen thera-
peutischen Gruppen zur Stressbewälti-
gung für Volksschüler*innen wider – der 
Bedarf übersteigt das Angebot bei wei-
tem. 

Es stellt sich bei all dem eine wichti-
ge Frage: Was werden die langfristigen 
Folgen dieser Maßnahmen sein? Wenn 
Nähe als Gefahr vermittelt wird, wenn 
Kindern ihre Großeltern abhandenkom-

Erich Wahl ist beim Vertre-
tungsNetz – Bewohnerver-
tretung tätig und als Be-
reichsleiter zuständig für 
Salzburg und Tirol. 


